[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Örtliche Zuständigkeit zur Errichtung und Führung einer vormundschaftlichen Massnahme
Sachverhalt

Eine erwachsene Person wohnt seit 1984 als Wochenaufenthalter in L., zuerst in einem Privathaushalt, seit 1997 in einer Wohngruppe der örtlichen Behinderten-Institution. Nun will er per 01.04.2005 in L. zivilrechtlichen Wohnsitz begründen und gleichzeitig die Errichtung einer vormundschaftlichen Massnahme für sich beantragen. Ist L. verpflichtet, ihm den zivilrechtlichen Wohnsitz zu gewähren und dementsprechend auch zuständig für die Errichtung und Führung der vormundschaftlichen Massnahme? (Art. 26 ZGB)

Erwägungen

1. Gemäss Art. 26 ZGB begründet der Aufenthalt an einem Ort zum Zweck des Besuchs einer Lehranstalt und die Unterbringung einer Person in einer Erziehungs-, Versorgungs-, Heil oder Strafanstalt keinen Wohnsitz. Diese Regel gilt allerdings nicht absolut, sondern nur als widerlegbare Vermutung (Berner Kommentar Bucher, N 6 ff. zu Art. 26 ZGB; Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 62 zu Art. 376 ZGB). Widerlegbare ist diese Vermutung mit der Begründung, die betreffende Person habe mit dem Aufenthaltsort eine derart enge Beziehung entwickelt, dass ein wohnsitzbegründender Lebensmittelpunkt entstanden sei. Diese Annahme wird mit Rücksicht auf die Konsequenzen für Ortschaften, in deren Hoheitsgebiet Anstalten errichtet werden,  nur mit grosser Zurückhaltung getroffen (Schnyder/Murer, a.a.O. N 59).

2. Die Praxis kennt folgende Kriterien, um am Anstaltsort Wohnsitz begründen zu können (vergl. ZVW 2002 S. 212 und die dort in Fussnote 24 zitierten Quellen, insbesondere den Beitrag Hegnauer in ZVW 2001 S. 12 ff.):
· den in Art. 24 Abs. 2 ZGB ausdrücklich vorgesehenen Fall des Wechsels eines fiktiven Wohnsitzes

· mehr und nähere Beziehungen zum Anstaltsort, wenn mehrere Aufenthaltsorte konkurrieren

· ausschliessliche persönliche Beziehungen zum Anstaltsort und fehlende Perspektiven für eine Rückführung an den bisherigen (abgeleiteten) Wohnsitz, zu dem keinerlei persönliche Anknüpfungspunkte bestehen

· langdauernde Verschiebung des Lebensmittelpunktes an den Anstaltsort und Bedarf nach Betreuung an diesem Ort

· Begründung eines Lebensmittelpunktes am Anstaltsort, wenn dies mit Rücksicht auf das Kriterium der Freiwilligkeit des Eintritts in die Anstalt und des Angewiesenseins auf Betreuung entschieden werden kann (BGE 5C.16/2001 vom 5. Februar 2001 in Pra 2001 S. 783 ff.)
· grosse räumliche Distanz zwischen Mündel, Vormund und Vormundschaftsbehörde, was eine gehörige Führung der Vormundschaft (unter Einschluss der Geltendmachung sozialhilferechtlicher Ansprüche) verunmöglicht

· fehlende Beziehung zur Wohnsitzgemeinde, die ohne hiezu örtlich zuständig zu sein die Vormundschaft ursprünglich anordnete.



Der Aufenthalt in einem Altersheim ist kein Anstaltsaufenthalt und kann deshalb durchaus Wohnsitz begründen (Eidgenössisches Versicherungsgericht, I. Kammer, P 13/00/30. August 2001, ZVW 2001 Nr. 15 S. 349). Das gilt namentlich auch für entmündigte Personen (H.M. Riemer, Der zivilrechtliche Wohnsitz von Altersheiminsassen, ZVW 1977 S. 62.). Ist andererseits der Eintritt pflegebedingt und unfreiwillig erfolgt, und entspricht das auf den Eingewiesenen angewandte Betreuungskonzept dem einer Anstalt, vermag der Altersheimeintritt keinen Wohnsitz zu begründen (Entscheid des JPD des Kt. St. Gallen vom 11.2.1999, ZVW 2001 Nr. 12 S. 340 ff.).

3. Im vorliegenden Fall stellt sich die Frage, ob die fragliche Person zu einem Sonderzweck (unfreiwillig und pflegebedingt) untergebracht worden ist. Ihrer Darstellung gemäss befand sie sich von 1984 bis 1997 in einem Privathaushalt als Wochenaufenthalter. Das lässt weder auf eine unfreiwillige Unterbringung noch auf einen pflegebedingten Aufenthalt schliessen. 
Auch wenn der Aufenthalt als Wochenaufenthalt deklariert war, lässt sich nicht ausschliessen, dass die fragliche Person bereits damals rechtlichen Wohnsitz in L. begründete, wenn sie ihren Lebensmittelpunkt dorthin verlegt hat. Der Wechsel vom Privathaushalt in eine betreute Wohngruppe der örtlichen Behindertenorganisation schliesst die Möglichkeit nicht aus, den (tatsächlichen) Wohnsitz aufrechterhalten zu haben. Betreutes Wohnen kann wie der Aufenthalt in einem Altersheim wohnsitzbegründend sein, wenn nicht zu einem andern Ort eine engere Bindung besteht oder keine Alternative zu diesem Aufenthalt besteht (z.B. weil besondere Betreuungsbedürfnisse nur an diesem Ort abgedeckt werden können).

4. Art. 24 Bundesverfassung garantiert die Niederlassungsfreiheit, und Art. 8 Abs. 2 BV verbietet die Diskriminierung infolge Herkunft, Rasse, Geschlecht, Alter, Sprache, sozialer Stellung, Lebensform, religiöser, weltanschaulicher oder politischer Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung. Von daher lässt sich nicht rechtfertigen, der betroffenen Person eine Wohnsitznahme in Lenzburg zu verunmöglichen, nur weil sie in einer Wohngruppe der örtlichen Behinderten-Institution wohnt, es sei denn, die oben umschriebenen Voraussetzungen, welche die Wohnsitznahme gemäss Art. 26 ZGB ausschliessen, seien aus einem hier nicht erwähnten oder beachteten Grund erfüllt.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 6. Juni 2005
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